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China-Aktivitäteneinstellen?
Nein, sagt der Kantonsrat – nach emotionaler Debatte zumChinaCentre der FachhochschuleNordwestschweiz inOlten.

Raphael Karpf

Seit 25 Jahrenbetreibt dieFach-
hochschuleNordwestschweiz in
Olten das China Centre. Dort
wird der Kontakt zu chinesi-
schenUniversitätenundBehör-
den gepflegt (wenn auch seit
Ausbruch der Pandemie keine
physischenBesuchemehr statt-
gefundenhaben), gleichzeitig ist
China selbst auch Forschungs-
gegenstand. Ziel ist es, den
«Studierenden und Unterneh-
men fundiertes aktuellesChina-
Wissen zur Verfügung zu stel-
len». So ist es auf der Website
der FHNWbeschrieben.

Das Centre kann nun wie
bisher weitergeführt werden.
DerEntscheidfiel allerdingsmit
50 zu 34 Stimmen recht knapp
aus, ihmging zudemeine lange
undemotionaleDebatte voraus.

Menschenrechtsverstösse
thematisierenodernicht?
Angestossen hatte das Ganze
Silvia Fröhlicher (SP, Bellach).
Sie hatte gefordert, alleKontak-
te der FHNWmit China zu sis-
tieren. Ein Auszug aus der Be-
gründung des Vorstosses: «Die
politischen Entwicklungen der
letzten Jahre zeigen, dassChina
zunehmendeinenach innen to-
talitäre undnach aussenmilitä-
risch-aggressive Politik be-
treibt, welche die Grundrechte
verletzt und souveräne Staaten
wie Taiwan bedroht oder den
Bruch des Kriegsvölkerrechts
anderer Staaten unterstützt.»
Nach Rückmeldungen von Re-

gierung und Kommission ent-
schied sie sich, eine abgeänder-
teVersiondesAuftrags nachzu-
reichen. Gemäss diesem sollen
die Beziehungen nicht sistiert
werden. Um sie aufrechtzu-
erhalten, müssten aber zwin-
gendauchMenschenrechte the-
matisiert werden. Doch auch
vondieser abgeschwächtenVa-
riante wollte der Kantonsrat
nichts wissen.

China sei nicht das einzige
Land mit einem problemati-
schen Umgang mit Menschen-
rechten, wurde als Argument

mehrfach genannt. «Wo ziehen
wirdieGrenze?», fragte Samuel
Beer (GLP, Oberdorf). «Konse-
quenterweisemüsstenwirdann
auch mit anderen Ländern so
umgehen,mitderTürkei, Saudi-
Arabien oder Venezuela zum
Beispiel.»

Ein weiteres Argument der
Gegner:Aussenpolitik ist Sache
des Bundes. «Es wäre seltsam,
würden wir eine eigene China-
Strategie einführen», sagteMat-
thias Meier-Moreno (Mitte,
Grenchen).UndauchBildungs-
direktor Remo Ankli verwies

darauf: «WennBildungsinstitu-
tionen den Kontakt zu China
herunterfahren sollen,mussder
Bund das entscheiden.»

Dieses Argument wollte
Fröhlicher nicht gelten lassen.
«Man versteckt sich hinter der
Aussenpolitik», war ihr Ein-
druck. «Aber welche Vorgaben
wirderFHNWgeben, ist unsere
Verantwortung.»Fröhlicherwar
es, die die emotionale Debatte
so richtig lancierte: «Esgehtda-
rum, sicherzustellen, dassunse-
re Werte wie Demokratie, Frei-
heit undRechtsstaatlichkeit ge-

wahrt werden. Zumindest dort,
wowir alsKantondirekt oder in-
direkt etwas zu sagen haben.
Nur so sind wir glaubwürdig
gegenüber allen, die auf der
Welt unter Unfreiheit leiden.»
IndieselbeKerbe schlug ihrPar-
teikollegeMarkusAmmann (Ol-
ten): «Wir müssen aufhören zu
kuschen und endlich unsere
Prinzipienverteidigen.Alles an-
dere wäre Verrat an unseren
schweizerischenWerten.»

Etwas neutraler, aber doch
auchbestimmtäusserte sichAn-
dré Wyss (EVP, Rohr). Beim

abgeänderten Wortlaut gehe es
nur darum, Menschenrechte zu
thematisieren. «Das müsste
doch möglich sein. Mehr ab-
schwächen geht gar nichtmehr,
dannwäreesehrlicher, zusagen,
dass es uns egal ist.» Und auch
wennmanwohlwenigbewirken
würde, würde man zumindest
ein kleines Zeichen setzen.

Chinasitzt am
längerenHebel
Dass China, insbesonderewirt-
schaftlich, am längeren Hebel
sitzt, war allen im Saal klar. Ri-
chard Aschberger (SVP, Gren-
chen) zeigte es an folgendem
Beispiel auf:Manstelle sichvor,
die FHNWwürde eine Partner-
schaftmitTaiwanverkünden.Es
wäreeinEklat. «Aberdas ist gar
nicht möglich, weil China viel
früher kompromisslos interve-
nierenwürde.Wirmachen jedes
Jahr einen tieferen Bückling,
weilwir soabhängigwurdenvon
China.»

Dementgegnete SimonMi-
chel (FDP, Solothurn), dessen
Ypsomed selbst mit China ge-
schäftet: «Man muss mit am
Tisch sein, ummitreden zukön-
nen.»ManmüssedieGegensei-
te verstehen, um Einfluss neh-
menzukönnen.AuchBildungs-
direktor Ankli kam auf dieses
Argument zurück: «Wir dürfen
nicht naiv sein, dasRisiko inder
Zusammenarbeit nicht ignorie-
ren. Ich bin überzeugt: China-
Wissen ist dafür zentral. Und
genau das macht das China
Centre.»

MehrMitsprache
gefordert
Raumplanung InUtzenstorfsoll
ein Logistikzentrum für Digitec
Galaxus unddie Post entstehen.
Obwohl dies etlichen Mehrver-
kehr, insbesondere für Gerla-
fingen,bedeutenwird,durfteder
Kanton bei der Planung nicht
mitreden. Daswill der Kantons-
ratändern.DaranhatderKanton
Solothurn, der «mehr Zaun als
Garten»hat,wiees inderDebat-
tegenanntwurde,alsoaufgrund
seiner Geografie potenziell von
verschiedenstenProjektenande-
rerKantonebetroffen ist,beson-
dersgrossesInteresse.Zudiesem
Zwecksoll eineStandesinitiative
nachBerngeschicktwerden,be-
schlossderKantonsratmit60zu
26Stimmen.KonkretsollenKan-
tone, die von solchen Projekten
andererKantonebetroffen sind,
künftig ein Richtplanverfahren
verlangendürfen.

Widerstandgabesvonseiten
derSVPundFDP.Esgebebereits
heute Möglichkeiten der Mit-
sprache.Liebersollemandie jet-
zigen gesetzlichen Möglichkei-
tenausschöpfen,alsneuesRecht
anzustossen,waszudemvermut-
lich sowiesonichts bringenwür-
de, da Standesinitiativen selten
etwas bewirken. Doch das eine
schliesst das andere nicht aus,
war dieMehrheit imKantonsrat
derMeinung.Manmüsseauf je-
denFall allesdafür tun,dassnun
auch inBernüber diesesThema
diskutiertwird. (rka)

Beiträgewerdengestrichen
Kanton beteiligt sich nichtmehr an Pensionskassen für Geistliche.

UrsMoser

Ob er unbedingt abgeschnitten
gehört, darüber hätte sich ja
vielleicht noch streiten lassen.
Aber um einen buchstäblich al-
ten Zopf ging es allemal: Der
Kanton will keine Staatsbeiträ-
gemehr an die Pensionskassen
von Geistlichen ausrichten.
DazumusstederKantonsrat die
Aufhebung von Gesetzesbe-
stimmungen aus den frühen
Jahrendes 20. Jahrhunderts be-
schliessen, als noch kein
Menschvonderobligatorischen
beruflichen Vorsorge sprach.
Das tat er mit lediglich vier
Gegenstimmen.

Einsparungenvon
400000Franken jährlich
Heute beteiligt sich der Kanton
auf zwei Arten an der berufli-
chen Vorsorge von Geistlichen
der drei Landeskirchen: zum
einen mit einem fixen Sockel-
beitragvon8000Franken,dazu
kommteinprozentualerBeitrag
von 4 Prozent der versicherten
Besoldungen.Eine solchefinan-
zielleUnterstützungderKirchen
erscheineheutemitBlickaufdie
gesellschaftlichen Entwicklun-
gen, insbesondere die Säkulari-
sierung der Gesellschaft, nicht
mehr zeitgemäss, fand die Re-
gierung. Sie stiess auf keinen

Widerspruch. Man danke der
Regierung fürdenMut,dasThe-
ma aufs Tapet zu bringen, er-
klärte FDP-Sprecher Christian
Thalmann (Breitenbach). Der
richtigeZeitpunkt zumAusstieg
aus den Staatsbeiträgen wäre
eigentlich schon 1985 mit der
Einführung des BVG-Obligato-
riums (Bundesgesetz über die
berufliche Vorsorge) gewesen,
sagteHeinzFlück (Grüne, Solo-
thurn). Seither lebe man im
Grunde mit einem Systemfeh-
ler.

Aus der Pflicht zur Leistung
desSockelbeitragskannsichder
Kanton auskaufen. Das wird
2026 erfolgen und den Kanton
einmalig640000Frankenkos-
ten.Die für denVerzicht auf die
prozentualen Beiträge nötigen
Gesetzesanpassungensollenauf
den 1. Januar 2024 in Kraft ge-
setzt werden, sehen aber eine
dreijährige Übergangsfrist bis
Ende2026vor, inderdieBeiträ-
genochweiter ausgerichtetwer-
den. Ab 2027 spart der Kanton
dann jährlich rund 400000
Franken.

Standortattraktivitätder
Kirchgemeinden leidet
Dass dieses Geld den finanziell
ohnehin nicht auf Rosen gebet-
tetenKirchgemeindenschmerz-
lich fehlen wird, dürfte ausser

Frage stehen. Ein Antrag von
Mathias Stricker (SP, Bettlach),
dieÜbergangsfrist auf fünf Jah-
re zur verlängern, damit sichdie
KirchgemeindenaufdieneueSi-
tuation einstellen können, er-
hielt vonallenSeitenvereinzelte
Stimmen. Denn, so wurde all-
seits betont: Dass die Kirchen
wertvolle Arbeit in verschiede-
nen sozialen Bereichen leisten,
anerkenneman durchaus.

DieFristverlängerungwurde
dann aber doch mit 57 zu 35
Stimmen abgelehnt. Bereits die
drei Jahre seien ein gangbarer
Kompromiss, so dieMehrheits-
meinung (ursprünglich wollte
die Regierung die Beiträge be-
reits ab2024einstellen, dieKir-
chen hatten fünf bis zehn Jahre
Übergangsfrist beantragt).

«Alles, was die Institution
Kirche schwächt, schwächt auch
das Gemeinwesen», hatte Stri-
cker für seinenVorschlaggewor-
ben.Mit ihren sozialenEngage-
mentswerdeauchderStaat ent-
lastet, gaber zubedenken.Und:
Fachkräftemangel kennenauch
die Kirchen. Mit dem Wegfall
derBeiträgewerdeder Standort
Solothurn geschwächt, wo die
Geistlichen zum Teil weniger
verdienenals in anderenKanto-
nen,wasbisherüber tieferePen-
sionskassenbeiträge kompen-
siert worden sei.

3 JahreSekfüralle–mit
Berufswahl-Vorbereitung
Kantonsrat setzt Schulmodell auf den Prüfstand.

UrsMoser

Das im schweizerischen Ver-
gleich aussergewöhnliche Solo-
thurner Modell der Sekundar-
stufe 1 steht auf demPrüfstand.
DieTageder zweijährigenSekP
als Vorbereitung auf das Gym-
nasium in der heutigen Ausge-
staltung scheinen gezählt. Der
Kantonsrat hat den überpartei-
lichen Auftrag, der zumindest
die Prüfung eines Wechsels zu
drei Jahren Sekundarschule für
alle Anforderungsniveaus ver-
langt, einstimmig erheblich er-
klärt. Hintergrund ist die Be-
rufswahlvorbereitung in der
Schule:Wer heute nach der Pri-
marschule indie SekPwechselt
undsichdanndocheher ineiner
Berufslehre als anderUni sieht,
hat sie verpasst. Hier setzt der
Vorstoss an:Es sei in einer eben-
falls drei JahredauerndenSekP
wie in den anderen Anforde-
rungsniveaus eine «möglichst
ausgebaute Berufsorientierung
vorzusehen».

ImKantonsratwarman sich
einig, dass sich das heutigeMo-
dell zunehmend als unbefriedi-
gend erweist. Mathias Stricker
(SP,Bettlach),PräsidentdesVer-
bandsderLehrerinnenundLeh-
rer), sprach gar von einer Fehl-
konstruktion.Eine fundierteBe-

rufswahlvorbereitung komme
auch den Schülerinnen und
Schülern zugute, die den gym-
nasialen Weg einschlagen,
meinteHeinzFlück (Grüne, So-
lothurn): Indem sie sich beim
Gedanken an die spätere Stu-
dienwahl eher an einer konkre-
ten Berufsvorstellung orientie-
renals einfachamLieblingsfach
in der Kanti.

Von allen Seiten wurde be-
tont, dass es nicht darum gehe,
dengymnasialenWeggegendie
Berufslehre auszuspielen. Aber
ja: Das Anliegen steht vor dem
Hintergrund des sich verschär-
fendenFachkräftemangels. Ins-
besondere in den technischen
Berufenwürden (schulisch leis-
tungsstarke) Lehrlinge fehlen,
so Handelskammer-Direktor
Daniel Probst (FDP,Olten).

Sollte der Wechsel wirklich
vollzogenwerden,wirddaseine
ganze Reihe von Anpassungen
mit sich ziehen, die auch finan-
zielleAuswirkungenhabenwer-
den. So legte SVP-Sprecherin
Andrea Meppiel (Hofstetten)
dennauchWert aufdieFeststel-
lung, dass die heutige Zustim-
mung zum Prüfungsauftrag
nochkeindefinitives Ja zumSys-
temwechsel sei. Darüber ent-
scheide man, wenn alle Fakten
auf demTisch liegen.

Die Fachhochschule Nordwestschweiz betreibt in Olten ein China Centre. Bild: Bruno Kissling


